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Unterrichtung
durch die Bundesregierung 

Stellungnahme der Bundesregierung zu der Entschließung des 
Bundesrates zur angestrebten Einführung von europäischen 
Rechnungsführungsstandards (EPSAS) zu dem Bericht der 
Kommission vom 6.3.2013 an den Rat und das Europäische 
Parlament 
- Die angestrebte Umsetzung harmonisierter Rechnungsführungs-

grundsätze für den öffentlichen Sektor in den Mitgliedstaaten 
- Die Eignung der IPSAS für die Mitgliedstaaten 
COM(2013) 114 final sowie 
zu dem Beschluss des Deutschen Bundestages vom 27. Juni 2013 
(TOP 37; zu Drucksachen 17/13183 Nr. A.12, 17/14148) 

Bundesministerium der Finanzen 
Parlamentarischer Staatssekretär 

Berlin, 24.März 2017

An die 
Präsidentin des Bundesrates 
Frau Ministerpräsidentin 
Malu Dreyer 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

die Europäische Kommission plant, harmonisierte Rechnungslegungsnormen für 

öffentliche Haushalte (European Public Sector Accounting Standards - EPSAS) zu 

entwickeln und in den Mitgliedstaaten der EU verbindlich vorzuschreiben. Der 

Bundesregierung sind die Tragweite und die Herausforderung des EPSAS-

Vorhabens der Europäischen Kommission und dessen potentielle Auswirkungen 

für alle deutschen Gebietskörperschaften bewusst. Daher hat sie, auch als 

siehe Drucksache 811/13 (Beschluss) 
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Reaktion auf den Beschluss 811/13 des Bundesrates zu EPSAS, gemeinsam mit 

den Ländern umfassende Abstimmungs- und Beteiligungsverfahren etabliert. Eine 

Staatssekretärsrunde hat sich bislang viermal getroffen und u. a. ein Bund-Länder-

Grundsatzpapier verabschiedet, das auch auf der Homepage des 

Bundesministeriums der Finanzen veröffentlicht wurde (siehe Anlage). Die 

Kommunen sind durch einen Vertreter der Innenministerkonferenz an den 

Sitzungen der Staatssekretärsrunde beteiligt. Die Sitzungen der 

Staatssekretärsrunde werden von einem Bund-Länder-Arbeitskreis (BLAK) auf 

Arbeitsebene vorbereitet, in dem sich die Bundesregierung zu den Sitzungen auf 

EU-Ebene eng mit den Ländern abstimmt. Dabei sind die Beschlüsse des 

Deutschen Bundestages und des Bundesrates die Grundlage, auf der die 

gegenwärtige Arbeit von Eurostat an den EPSAS in Form aktiver Mitgestaltung 

kritisch begleitet wird. Das Bund-Länder-Grundsatzpapier zu EPSAS stellt in 

diesem Rahmen die Leitlinie für die Arbeit der deutschen Vertreter in den 

relevanten EU-Gremien dar und wurde den Vertretern der Europäischen 

Kommission und der anderen Mitgliedstaaten zu verschiedenen Anlässen zur 

Verfügung gestellt. Die Positionen entsprechen weitgehend den Beschlüssen des 

Bundesrates und des Bundestages, sowie den Positionspapieren der Konferenz 

der Präsidentinnen und Präsidenten der Rechnungshöfe des Bundes und der 

Länder. 

Die derzeitige Arbeit der Europäischen Kommission folgt dem von ihr 2015 

präsentierten alternativen Einführungsszenario. Dieses sieht im Gegensatz zum 

bis dahin kommunizierten Vorgehen zunächst eine freiwillige Einführung der 

Internationalen Rechnungslegungsstandards für den öffentlichen Sektor 

(International Public Sector Accounting Standards - IPSAS) in den Mitgliedstaaten 

vor. Gleichzeitig sollen die EPSAS entwickelt und dann in einem zweiten Schritt 

verbindlich vorgeschrieben werden. Die Europäische Kommission plant mit einer 

Umsetzung der EPSAS innerhalb eines Zeitraumes von zehn Jahren. Zur 

Entwicklung der EPSAS hat Eurostat im Herbst 2015 ein Beratungsprojekt 

ausgeschrieben, in dessen Rahmen die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Ernst & 

Young (EY) derzeit die Arbeit der Working Group fachlich unterstützt. Einerseits 

sollen hier Papiere zu bilanziellen Themen erarbeitet werden. Andererseits soll 

eine Studie erstellt werden, welche den Nutzen einer Einführung von EPSAS unter 

Berücksichtigung der Opportunitätskosten einer Nichteinführung ermittelt. In den 

bisherigen Sitzungen der Working Group zeigte sich, dass die Strukturen der 

Rechnungslegung in Europa sehr heterogen sind und sich nicht auf die
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grundsätzliche Differenzierung nach Doppik („accrual accounting“) und 

Kameralistik („cash-based accounting“) reduzieren lassen. Daher hinterfragen 

auch Mitgliedstaaten, die bereits eine doppische und periodengerechte 

Rechnungslegung eingeführt haben, die Vorschläge der Kommission. 

Des Weiteren hat Eurostat drei Unterarbeitsgruppen (so genannte „Cells“) ins 

Leben gerufen, die aus jeweils vier bis fünf Experten aus den EU-Mitgliedstaaten, 

sowie Vertretern von Eurostat, des IPSAS Boards und der europäischen 

Berufsvertretung der Wirtschaftsprüfer Accountancy Europe (zumeist Mitglieder 

der Working Group) bestehen. Die Unterarbeitsgruppen beschäftigen sich mit den 

Themen „Ersteinführung der doppischen Rechnungslegung“, „Grundsätze der 

Rechnungslegung“ und „Grundsätzen der EPSAS-Governance“.

Deutschland wird in der Working Group vom Bundesministerium der Finanzen und 

dem Freistaat Bayern als Teilnehmer des Bundesrates vertreten. Stellungnahmen 

der deutschen Delegation werden einvernehmlich abgegeben. Die Freie und 

Hansestadt Hamburg nimmt als Beobachter teil. Deutschland vertritt in der 

Working Group Positionen entlang der Linien, die im Bund-Länder-

Grundsatzpapier festgehalten worden sind. Diese sind insbesondere: 

− Ablehnung einer verpflichtenden Einführung von EPSAS, 

− Erhaltung der Wahlfreiheit zwischen den Rechnungslegungssystemen, 

− Berücksichtigung fundamentaler Prinzipien der deutschen Rechnungs-

legung, 

− Begrenzung der Einflussnahme Dritter auf den Regelungsinhalt.

Aus der Erfahrung der vergangenen beiden Jahre heraus lässt sich festhalten, 

dass die in Deutschland geschaffenen EPSAS-Gremien eine enge Abstimmung 

aller Stellungnahmen zwischen dem Bund und den Ländern gewährleisten. Es 

besteht das auf Ebene der Staatssekretäre zugesicherte gemeinsame 

Verständnis, dass die Zusammenarbeit zu EPSAS in der Staatssekretärsrunde 

und dem BLAK den Vorgaben des Gesetzes über die Zusammenarbeit von Bund 

und Ländern in Angelegenheiten der Europäischen Union (EUZBLG) entspricht. 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass diese gute Zusammenarbeit auch im 
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Fall der Eröffnung eines EU-Gesetzgebungsverfahrens durch die Europäische 

Kommission fortgesetzt wird. Daher erscheint die am 14. Februar 2014 im 

Beschluss 811/13 des Bundesrates an die Bundesregierung gestellte Forderung, 

für alle Kosten durch EPSAS aufzukommen - mehr noch als zum Zeitpunkt des 

Beschlusses des Bundesrates – undifferenziert. Auch der Bundesrat hat der 

grundsätzlichen Übertragung von Kompetenzen auf die EU zugestimmt. Falls 

übertragene Kompetenzen durch die Europäische Kommission in Anspruch 

genommen werden und EPSAS per EU-Verordnung beschlossen werden, gilt 

diese auch in Deutschland. Die finanziellen Konsequenzen wären dann anhand 

der im Grundgesetz vorgesehenen Ausgabenzuständigkeit von Bund und Ländern 

zu tragen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Jens Spahn 
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